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Voraussetzungen und Motive 
für eine Kartellgesetzgebung in Deutschland

Prof. Dr. Fritz Ottel, Düsseldorf*)

Es ist nicht eine Folge wirtschaftlicher Entwicklung, 
daß die Neugestaltung des deutschen Kartell­

rechtes seit einigen Monaten lebhaft erörtert wird. In 
der Zeit der Kriegswirtschaft, in der alle technischen 
Leistungsfähigkeiten ohne Rücksicht auf ihre W irt­
schaftlichkeit in Anspruch genommen und —  wenn 
auch mit Abweichungen im einzelnen —  zu den Kosten 
bezahlt wurden, fehlte ein Anlaß, Vereinbarungen über 
Preise oder Absatz zu treffen, und damit auch der 
Giund, sich mit dem Kartellrecht näher zu befassen. 
Einen um so breiteren Raum nahm das Preisrecht ein. 
Auch der teilweise W egfall der Bindungen der Kriegs­
wirtschaft hätte keine gesetzliche Regelung der Markt 
und Wettbewerb betreffenden Vereinbarungen er­
fordert, nachdem hier ohne weiteres auf die Kartell- 
VO von 1923 samt den späteren Ergänzungen hätte 
zurückgegriffen werden können. Auch die Auflösung 
der Wirtschaftsgruppen und Fachgruppen hätte die 
eigentlichen Marktvereinbarungen nicht betroffen, da 
dieses Gebiet vor dem Kriege den W irtschafts- und 
Fachgruppen entzogen war und daher von besonderen 
Vereinigungen bearbeitet wurde, obwohl die Mitglieder 
meipt dieselben waren.

- VORAUSSETZUNGEN

Die deutsche Rechtsentwicklung wurde erst durch die 
VO 78 der Militärregierung für die britische Besat­
zungszone und die analogen Regelungen für die US- 
und die französische Besatzungszone unterbrochen, 
wodurch alle damit in Widerspruch stehenden Bestim­
mungen des deutschen Rechtes aufgehoben wurden. 
Die militärgesetzliche Regelung wurde gemäß Ziffer 
12 des Potsdamer Abkommens erlassen.

„I. um zu verhindern, daß Deutschland die Sicher­
heit seiner Nachbarn gefährdet und den internati­
onalen Frieden von neuem bedroht;
II. um Deutschlands wirtschaftliche Fähigkeit, Krieg 
zu führen, zu zerstören^

III. um sicherzustellen, daß die für den W ieder­
aufbau Deutschlands ergriffenen Maßnahmen mit 
friedlichen und demokratischen Zielen in Einklang 
stehen,'

Iv. um die Grundlage für den Aufbau einer ge­
sunden und demokratischen deutschen W irtschaft 
zu schaffen."

Dieser im Vorspruch zu der erwähnten Verordnung 
angegebene Zweck zeigt, daß hier eine Sonderregelung

*) Westdeutsches Institut für Wirtsdiaftsforsdiung.

vorliegt, die für einen wirtschaftlichen Aufbau 
nicht geeignet ist. Dies zeigt auch die besondere Her­
vorhebung des Verbotes deutscher Beteiligung an 
internationalen Kartellen, obwohl diese bereits in 
einer Denkschrift des Völkerbundes als Werkzeug zur 
Erhaltung des Friedens zur Erwägung gestellt wurden*). 
Die Notwendigkeit eines Kartellgesetzes ergibt sich 
somit durch die Zwischenregelung der Militärregierung 
und das Bestreben, nunmehr eine für friedliche V er­
hältnisse geeignete Ordnung zu schaffen. Dem ent­
spricht auch die von der Militärregierung ergangene 
Aufforderung, ein solches Gesetz zu erlassen.

THEORETISCHE M O TIVE

Es versteht sich von selbst, daß bei den Vorarbeiten 
zu einem deutschen Kartellgesetz das Bemühen ob­
waltet, eine möglichst gute Lösung des Problems zu 
liefern und hierbei die Erfahrungen der Vergangenheit 
nutzbar zu machen. Der Hinweis auf Erfahrungen der 
Vergangenheit müßte allerdings, um zu überzeugen, 
konkrete Tatsachen aufzeigen und die behaupteten 
ursächlichen Zusammenhänge schlüssig beweisen. 
Hierzu genügen jedoch nicht theoretische Abstrak­
tionen, z. B. daß kartellierte Industrien bei schrump­
fendem Sozialprodukt einen im absoluten Betrag 
gleichbleibenden (im Verhältnis zum verringerten 
Sozialprodukt daher steigenden) Anteil der Gesamt­
kaufkraft auf sich vereinigen könnten und daß der 
Kaufkraftausfall sonach ausschließlich zu Lasten der 
nicht kartellierten W irtschaft ginge. Es ist daher auch 
nicht schlüssig, die Kartelle für die Millionen-Arbeits­
losenheere der Krise der 30er Jahre verantwortlich 
zu machen^), zumal zuletzt auch die Wirksamkeit der 
Kartelle versagt hat. Die Tatsache, daß sich Über­
gewinne der kartellierten Industrien auch wieder, z. B. 
über Investitionen in Kaufkraft umsetzen, zeigt, daß 
dem einseitigen Kaufkraftentzug durch die kartellierten 
Industrien Gegentendenzen entgegenwirken. Auch die 
von Erhard festgestellten Folgen der „auf Stabilität 
und Sicherheit bedachten Kartellpolitik", daß sie die 
Dynamik der Volkswirtschaft abbremse oder infolge 
einer falschen Marktbeurteilung zu Fehlinvestitionen 
verleite, heben einander' teilweise auf, da in einer 
Volkswirtschaft mit gebremster Dynamik auch die 
Neigung zu Investitionen und damit zu Fehlinvesti­
tionen gehemiht wird.

A llgem einer Berid it über die w irtsdiaftlidien Seiten  der intern 
nationalen Ind ustriekartelle, Berlin  1932.
*) Bundesw irtsdiaftsininister Prof. Dr. Ludwig Erhard, K artelle im 
Brennpunkt der W irtsd iaftspolitik , in Der V olksw irt Nr. 50 von 
1949.
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Nicht jedes Streben nach Verstetigung in der W irt­
schaft muß zu einer staatlichen Befehls- und Zwangs­
wirtschaft führen. Ordnungskräfte, die aus der W irt­
schaft selbst kommen, erscheinen vielmehr berufen, 
Krisen vorzubeugen. Hierin würde auch ein Grund 
dafür liegen, daß die Gewerkschaften (nach Erhard) 
eine „fast nachgiebige Haltung" gegenüber den Kar­
tellen einnehmen. Eine Anerkennung der Zweck­
mäßigkeit von Kartellen rechtfertigt deshalb nicht 
staatliche Machtpositionen in der W irtschaft. Auto­
nome Marktregelungen sind grundsätzlich etwas 
anderes als staatliche Wirtschaftsbefehle, gerade so 
wie die Regelung der Arbeitsverhältnisse durch Tarif-- 
verträge etwas anderes ist als etwa ein staatlicher 
Arbeitsdienst.

Aus der wirtschaftlichen Entwicklung der Zeit seit der 
Währungsreform lassen sich keine Folgerungen für 
oder gegen die Notwendigkeit einer gesetzlichen 
Regelung von Marktvereinbarungen ziehen. Die W irt­
schaft steckt noch viel zu sehr in den Schwierigkeiten 
der Anpassung an die sich fortwährend ändernden 
Verhältnisse, als daß Marktverbindungen auf Dauer 
eingegangen werden könnten. Zudem verhindert das 
bestehende Verbot von Kartellen durch die M ilitär­
regierungen die Sammlung praktischer Erfahrungen, 
so daß sich über die Auswirkungen, die sich bei einer 
Lockerung dieses Verbotes ergeben würden, nur Mut­
maßungen anstellen lassen. Praktische Erfahrungen 

■ liegen daher in Deutschland derzeit nicht vor. Die 
Zeit vor 1933 liegt zu weit zurück und ist von der 
heutigen zu sehr verschieden, als daß sich aus den 
damaligen Erfahrungen für die Gegenwart verbindliche 
Schlußfolgerungen ableiten ließen.

Wenn gleichwohl die Dringlichkeit eines „Anti­
monopolgesetzes" aus wirtschaftlichen Gründen, nicht 
wegen der gegebenen Rechtslage, da und dort be­
hauptet wird, so gründen sich derartige Behauptungen 
letztlich auf theoretische Erwägungen.

Dies gilt insbesondere auch für das Gutachten eines 
wissenschaftlichen Beirates der Verwaltung für W irt­
schaft®). Nach diesem Gutachteii über das „Monopol­
problem" kann die Aufgabe, den Leistungswettbewerb 
zu fördern und zu schützen, nicht allein durch ein 
Spezialgesetz gelöst werden, sondern es muß die all­
gemeine wirtschaftliche und rechtliche Verfassung 
auf dieses Ziel ausgerichtet werden. In erster Linie 
kommt es darauf an, schon der Entstehung konkurrenz- 
beschränkender Machtgebilde entgegenzuwirken.

In den theoretischen Motiven der Erörterung des 
Kartellproblems kommt zunächst die Gegenüber­
stellung der Zentralverwaltungswirtschaft und der 
Verkehrswirtschaft zur Geltung, die nach Eucken 
die beiden möglichen Wirtschaftssysteme sind. In der 
zentralgeleiteten W irtschaft steht die über alle Macht 
verfügende Wirtschaftsleitung den gänzlich macht­
losen und meist auch rechtlosen Einzelnen gegenüber. 
In der Verkehrswirtschaft ist wirtschaftliche Macht an 
eine Monopolstellung oder wenigstens eine Stellung

>) W irtsd iafts-V erw altung Nr. 17 vom Septr. 1949.

gebunden, die es ermöglicht, den Marktpreis zu 
beeinflussen. Nur bei Verwirklichung vollständiger 
Konkurrenz tritt das Phänomen wirtschaftlicher Macht 
ganz zurück^). Zusammenschlüsse, die den W ett­
bewerb einschränken, werden nach dieser Auffassung 
grundsätzlich als Machtgebilde des Gruppenegoismus 
angesehen.
Hieran schließt sich als weiterer theoretischer Ge­
danke, daß die beste Bedarfsdeckung nur in einer 
Verkehrswirtschaft mit vollständiger Konkurrenz ver­
wirklicht werden kann. Bliebe die wirtschaftliche 
Entwicklung sich selbst überlassen, so würden „Macht­
gebilde" und „Zusammenballungen" den freien W ett­
bewerb auf Kosten der Verbraucher einschränken. 
Der freie Wettbewerb müsse daher durch die Rechts­
ordnung organisiert und nötigenfalls erzwungen 
werden. Die Lehre vom Wettbewerb als Geschöpf der 
Rechtsordnung wurde von Franz Böhm vertreten und 
findet sich in den letzten Jahren mit geringen Ab­
wandlungen in einer Reihe theoretischer Schriften der 
sogenannten ,.Freiburger Schule"®).
Auch Helmut Arndt®) vertritt diese Ansicht, zeigt 
jedoch gleichzeitig die Voraussetzungen, unter welchen 
das System des freien W ettbewerbes den Bedarf am 
besten decken kann (daß Humes Marktautomatismus 
den Ausgangspunkt der Untersuchung Arndts bildet, 
ist für die Gültigkeit des Ergebnisses ohne Belang); 
Es muß a l l e s  beweglich sein, d. h. es müssen nicht 
nur alle kartellartigen Abreden aufgehoben, Trusts, 
Syndikate und Konzerne aufgespalten, alle Beschrän­
kungen des zwischenstaatlichen Handels beseitigt, 
sondern auch die Gewerkschaften aufgegliedert, die 
Freizügigkeit auf dem internationalen Arbeitsmarkt 
hergestellt und auf eine staatlich-autonome Währungs­
und Kreditpolitik verzichtet werden.' Arndts Ausfüh­
rungen sind von der Hoffnung getragen, daß die 
Gesetze des Marktautomatismus durch zwischen|Staat- 
liche Zusammenarbeit zum W ohle der Menschheit in 
Wirksamkeit gesetzt werden. Dadurch, daß er die 
Beweglichkeit a l l e r  Marktfaktoren als notwendige 
Voraussetzung aufzeigt, widerlegt Arndt einerseits 
die z. B. in dem erwähnten Gutachten des wissen­
schaftlichen Beirates aufgestellte These, daß der Geld- 
und Kreditmarkt zentral gelenkt werden müsse, 
andererseits zeigt er, daß durch Unterdrückung von 
Kartellen und Konzernen die beabsichtigte Freie W ett­
bewerbswirtschaft bei weitem nicht erzielt werden 
kann, wenn nicht eben eine ganze Reihe anderer Be­
dingungen eintritt.
Die Frage, ob nicht die Voraussetzungen für die 
Schaffung eines Marktautomatismus durch eine 
allgemeine Strukturänderung der W irtschaft aus­
*) W ! Eudcen, D ie Grundlagen der N ationalökonom ie, 5. Aufl. 
G odesberg 1947, insbes. S . 126 ff., 305 ff. ^
5) Franz Böhm, W ettbew erb und Monopolkampf, Berlin  1933, ders. 
D ie Ordnung der W irtschaft a ls gesdiid itlid ie Aufgabe und redits-

• sdiöpferisdie Leistung, Stuttgart—Berlin 1937, L. M iksdi, W ett- 
bew erb als A ufgabe, G odesberg 1947, H. R asdi, Grundfragen der 
W irtsd iaftsverfassung, G odesberg 1948, W . Eueren, Das ordnüngs- 
politiscbe Problem, O rdo-Jahrbudi 1948, S. 56 ff., ders. D ie W ett- 
bewerbsordnung und ihre Verwirklichung, O rdo-Jahrbudi 1949, 
S. 1 ff. u. a.
®) H. Arndt, Uber die V oraussetzungen des .M arktautom atism us, 
H eidelberg 1947.
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geschlossen sind, wird von Arndt ebensowenig gestellt 
wie von den Vertretern der Freiburger Schule. Da­
gegen kommt Predöhl in seiner überaus gründlichen 
Untersuchung der Außenwirtschaft zu der Überzeugung, 
daß das freie Spiel der Kräfte nur in der Phase der 
Expansion oder des Hochkapitalismus unter Ausdeh­
nung des Wirtschaftsraumes möglich war. Mit dem 
Ende der expansiven Phase, sobald die Ausweich­
möglichkeit fehlt, ginge die W eltwirtschaft den W eg 
der Intensivierung und Wirtschaftslenkung. Freier 
W ettbewerb werde zwar im großen Umfange wieder 
möglich sein, aber immer nur als Bestandteil einer 
Marktordnung, die sich dem System einer gelenkten 
W irtschaft einfügt'). Die Lenkung braucht nach Pre­
döhl keineswegs das Ende des Kapitalismus zu be­
deuten, die Eucken'sche,,Zentralverwaltungswirtschaft" 
könne ebensogut mit den Vorzeichen eines kapita­
listischen wie mit denen eines sozialistischen Systems 
auftreten. Es komme auf den Geist an, der die Formen 
erfüllt. Die Marktformenlehre spreche nur über Formen, 
die mit dem Inhalt nicht verwechselt werden dürfen, 
hinter gleichen Formen könne sich ein unterschied­
liches W esen verbergen, gleichartiges W esen in ver­
schiedenen Formen auftreten®).
Die Predöhl'sche Kritik weist m. E. den richtigen Weg 
auch für die Beurteilung des Kartell- und Monopol- 
problemes; Die Frage darf nicht nur unter dem 
Gesichtspunkt der Erhaltung bzw. Ausschaltung des 
Wettbewerbes gesehen werden. Kartelle, Konzerne, 
überhaupt wirtschaftliche Bindungen welcher Art 
immer sind das Ergebnis bestehender Zusammenhänge. 
Die Organisationsformen können durch F ö r d e r u n g  
des W ettbewerbes o d e r  durch dessen B e s c h r ä n ­
k u n g  zu einer reichlicheren Bedarfsdeckung führen, 
die Bedarfsdeckung verschlechtern und unterbinden. 
Aufgabe der Gesetzgebung aut dem Kartell- und Mono­
polgebiete ist es daher, die W irtschaft s c h ä d i ­
g e n d e  Bindungen zu beseitigen, o h n e  z w e c k ­
m ä ß i g e  u n d ,  n ü t z l i c h e  R e g e l u n g e n  z u 
v e r h i n d e r n ,  n i c h t  a b e r  b e s t i m m t e  O r ­
g a n  i s a t i o n s f o r m e n a l s  s o l c h e  u n m ö g ­
l i c h  z u  m a c h e n .
Warum soll z. B. die Auffassung vom „Genossen­
schaftscharakter" der Kartelle schlechthin „Interessen­
ideologie" sein, die zu übernehmen sich Schmoller 
nach Euckens W orten gehütet hätte, wenn er Macht­
kämpfe von Kartellen mit erlebt und nicht bloß aus 
Büchern und interessierten Quellen geschöpft hätte? 
W enn sich die Tischlermeister einer Stadt zu einer 
Verkaufsgenossenschaft zusammentun, so ist der Zu­
sammenschluß . ohne Zweifel eine Genossenschaft. 
W enn die Möbelfabriken eines größeren Gebietes ein 
Verkaufssyndikat bilden, so sind Zweck und Wirkungs­
weise der Vereinigung möglicherweise die gleichen, 
d. h. ein derartiges hochorganisiertes Kartell hätte
’ ) A . Predöhl, Außenwirtscäiaft, W eltw irtsdiaft, H andelspolitik und 
W ährungspolitik, G öttingen 1949, insb. S. 101 ff., 185.
®) Predöhl a. a. O. S. 19, 105 f. „Nodi schlimmer ist es, wenn die 
V ertreter dieser Sdiem en aus ihren Lehren eine W eltansdiauung 
machen, indem sie aus dem Kampf für die fre ie  Konkurrenz einen 
Kampf gegen den K ollektivism us machen oder die Forderung der 
V erw altungsw irtschaft mit der Ablehnung des Individualism us b e­
gründen." a. a. O . S. 106.

offenbar Genossenschaftscharakter. Daß Kartelle oft 
Machtpositionen einnehmen und gruppenegoistisch 
ausbeuten, steht außer Zweifel; dieselbe Wirkung 
kann aber auch die gedachte Tischlergenossenschaft 
in ihrem kleineren Machtbereich ausüben. Ob die 
günstigen oder nachteiligen Wirkungen wirtschaft­
licher Vereinigungen überwiegen, läßt sich a priori 
weder aus deren Rechtsform, noch aus der Marktform 
ihrer Tätigkeit ableiten, sondern nur unter Würdigung 
aller Umstände des einzelnen Falles.

W IRTSCH AFTSPOH TISCH E EINFLÜSSE

Die Vorschläge für eine gesetzliche Regelung der 
Kartellfrage sind —  selbstverständlich —  nicht nur 
von wirtschaftstheoretischen Erwägungen geleitet, ob­
wohl diese, wie gezeigt wurde, gerade in der gegen­
wärtigen Erörterung des Kartellproblems in Deutsch­
land eine beträchtliche Rolle spielen. W esentlich be­
stimmend ist ferner die öffentliche Meinung, die wirt­
schaftlichen Bindungen bestimmte Wirkungen zu­
schreibt.
Unter diesem Gesichtspunkt ist die Einstellung ameri­
kanischer Kreise auch für die deutsche Gesetzgebung 
wichtig, handelt es sich doch um die Ablösung eines 
Gesetzes der Militärregierung, wozu deren Zustim­
mung erforderlich ist. Die Kartellfeindlichkeit wei­
terer amerikanischer Kreise hat ihre Ursache einer­
seits in der ausbeuterischen und gewaltsamen Politik 
amerikanischer Kartelle und Konzerne, andererseits 
in dem in Amerika auch heute noch grundsätzlich 
herrschenden Wirtschaftsindividualismus, der in 
marktbeeinflussenden Zusammenschlüssen zuerst ego­
istisches Machtstreben und nur gelegentlich, wie z. B. 
ln der Anerkennung des-Codes of fair competition des 
Rooseveltschen New Deal, ordnende Maßnahmen 
sieht. Nur aus konkreten praktischen Erfahrungen er­
klärt sich ferner die die amerikanische Kartell- und 
Trustbekämpfung beherrschende Kasuistik, die Be­
kämpfung bestimmter Zusammenschlußformen auf der 
nur sehr allgemeinen Grundlage des älteren Common 
law und des auch nur allgemein gefaßten Verbotes 
des Sherman-Gesetzes von 1890.
Die Einstellung auf jew eils aktuelle Fälle macht es 
verständlich, daß trotz jahrzehntelanger Antitrust- und 
Antikartellpolitik in den USA. Zusammenschlüsse 
verbotener Art in großem Umfange bestehen. So 
stellen George W. Stockung und Myron W . Watkins®) 
fest, daß die unmittelbar durch Kartellregelung betrof­
fenen Verkäufe 87 "/o des W ertes der in den USA. im 
Jahre 1939 verkauften Mineralprodukte, 60 “/o der land­
wirtschaftlichen und 42 “/o der gewerblichen Erzeug­
nisse umfaßten.
Es ist somit durchaus verständlich, daß die amerika­
nische Öffentlichkeit gegenüber Trust- und Kartell­
mißbräuchen sehr empfindlich ist und gesetzlichen 
Formulierungen zuneigt, die unter anderen Um­
ständen nicht zweckentsprechend sind. Wenn sich Ge­
setze nachträglich als unbrauchbar erweisen, dann 
müssen sie nach amerikanischer Meinung eben auf- 
')  Cartels in A ction, New Y ork 1947, S. 4 f.
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gehoben oder übergangen werden. Auch bietet das 
in Amerika herrschende kontradiktorische Prozeßver­
fahren in Kartell- und Trustangelegenheiten reichlich 
Gelegenheit, den jeweiligen Fall mit allem Für und 
W ider zu erörtern und zu entscheiden.

DIE DEUTSCHEN ENTWÜRFE

Die deutschen Entwürfe gehen von verschiedenen Ge­
sichtspunkten aus, wie an grundsätzlich voneinander 
abweichenden Beispielen gezeigt werden soll. Obwohl, 
wie bereits erwähnt, in Deutschland keine Erfahrun­
gen aus der Zeit nach 1933 vorliegen, geht der erste 
grundlegende Entwurf eines deutschen Antimonopol­
gesetzes von dem Verbot marktbeeinflussender Zu­
sammenschlüsse aus. Der Titel dieses sogenannten 
Josten ’schen Entwurfes „Gesetz zur Sicherung des Lei­
stungswettbewerbes" bildet einen Hinweis auf seine 
ideelle Grundlage, die unverkennbar die Böhm- 
Eucken'sche Markt- und Wettbewerbstheorie ist. Die­
ser Theorie —  nicht unmittelbaren praktischen Er­
fordernissen —  entsprechend setzt es sich der Gesetz­
entwurf zur Aufgabe, wirtschaftliche Macht schlecht­
hin zu bekämpfen.
W irtschaftliche Macht soll nach dem Josten-Entwurf 
vorliegen, wenn Personen, Unternehmen und Zusam­
menschlüsse in der Lage sind, den Markt fühlbar zu 
beeinflussen, insbesondere die Preise und Bedingun­
gen, Angebot und Nachfrage ohne Rücksicht auf 
W ettbewerber zu gestalten. Als Inhaber wirtschaft­
licher Macht sind nach dem Entwürfe „unwiderleg­
bar" Kartelle und kartellähnliche Zusammenschlüsse 
anzusehen, die in einer umfassenden Kasuistik näher 
erläutert werden.
Dem Gedanken, daß wirtschaftliche Macht schädlich 
ist, entspricht es, daß alle derartigen Zusammen­
schlüsse verboten und nichtig sein sollen, sofern 
nicht ein „Monopolamt" ausdrücklich Ausnahmen be­
willigt.
W enn Einzelunternehmen wirtschaftliche Macht be­
sitzen, so sollen sie nach dem Vorschläge auf geglie­
dert,-d. h. in mehrere selbständige Unternehmungen 
zerlegt werden. Konzerne, Konsortien und ähnliche 
Interessengemeinschaften sollen aufgelöst, „ent- 
schachtelt" werden.
Soweit wirtschaftliche Macht nicht zerschlagen wer­
den kann, sollen deren Inhaber verpflichtet sein, ,,sich 
im Geschäftsverkehr so zu verhalten, wie sie sich 
verhalten würden, wenn sie einem wirksamen W ett­
bewerb ausgesetzt wären". In dieser Bestimmung zeigt 
sich besonders, daß der Gesetzentwurf auf theo­
retischen Erwägungen beruht“ ). Von der Praxis her 
wäre das „Als-Ob" nicht zu erklären.
Von besonderem Interesse ist weiter der Vorschlag, 
Inhaber wirtschaftlicher Macht unter Kontrahierungs­
zwang zu stellen. Sie sollen verpflichtet werden, mit 
allen Personen, die Nachfrage nach.ihren W aren und 
gewerblichen Leistungen halten, zu den üblichen Be­
dingungen nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung
*®) L. M iksdi, Die W irtsd iaftspolitik  des A ls-O b, Zeitsdir. f. d. ge­
sam te Staatsw issensdiaft 105. Bd. 1949/11 S. 310 ff.

in Geschäftsverkehr zu treten, sofern nicht besondere 
Gründe in der Person des Nachfragenden vorliegen. 
Der Vorschlag des Kontrahierungszwanges ist in die­
ser Allgemeinheit neu und wohl nicht ohne Bedenken, 
Während der Kontrahierungszwang für öffentliche 
Verkehrsunternehmungen selbstverständlich ist und 
auch bei Unternehmen des öffentlichen Interesses 
(Wasser- und Energieversorgung, Kehrichtabfuhr) 
praktisch gehandhabt wird, gab es eine. derartige all­
gemeine Verkaufspflicht nur in der Kriegswirtschaft. 
Als allgemeiner ' Rechtsgrundsatz ist sie praktisch 
kaum zu verwirklichen, da einerseits die jedenfalls 
anzuerkennenden Ausnahmefälle den Kontrahierungs­
zwang für den Begünstigten illusorisch machen; an­
dererseits ist es offenbar bedenklich, eine Art pri­
vates Enteignungsrecht nach dem M aster des Kriegs­
leistungsgesetzes zum allgemeinen Rechtsgrundsatz zu 
erheben.
Während es sich der Josten'sche Entwurf zur Aufgabe 
setzt, möglichste Gleichheit und Machtlosigkeit für 
alle Marktteilnehmer zu verwirklichen, sollte das 
„Monopolamt" unbeschränkte Vollmachten, insbeson­
dere für alle Maßnahmen erhalten, die der Zerschla­
gung von Machtpositionen dienen. Für die Verfügung 
von Geschäftsbedingungen sollte das „Monopolamt" 
die Befugnis zur Abänderung des bestehenden Rechts, 
gegenüber Patentinhabern das Recht zur- Anordnung 
von Zwangslizenzen erhalten. Für Zuwiderhandlungen 
gegen Anordnungen des „Monopolamtes" waren un­
beschränkte Geldstrafen, Gefängnis- und Zuchthaus­
strafe, Berufsverbot und Betriebsschließung vor­
gesehen. Der Grundsatz der Freiheit des W ettbewer­
bes sollte somit durch äußeren Zwang verwirklicht 
werden.
Es ist verständlich, daß der Josten'sche Entwurf 
nirgendwo größeren Beifall und kaum Befürwortung 
in der Öffentlichkeit gefunden h at“ ).
Allgemeine Anerkennung hat jedoch die juristische 
Kleinarbeit gefunden, die in dem umfangreichen V or­
schlag von nicht weniger als 78 Paragraphen geleistet 
wurde.
Die juristische Kleinarbeit darf aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß das Bestreben, bestimmte theo­
retische Ansichten in der W irtschaftspraxis durch­
zusetzen, rechtspolitisch nicht unanfechtbar ist und 
daß die zur Durchführung des Gesetzes vorgeschlage­
nen Zwangsmaßnahmen ohne Rechtsschutz dem 
Rechtsstaatsgedanken widersprechen.
Der Entwurf des Westdeutschen Institutes für W irt­
schaftsforschung geht gewissermaßen eilten entgegen­
gesetzten Weg. Er erstreckt sich nicht auf Konzerne 
und ähnliche Abhängigkeitsverhältnisse. —  die „Kon­
zernentflechtung" hat sich die Militärregierung Vor­
behalten —  sondern erfaßt nur die Kartelle und kar­
tellähnlichen Zusammenschlüsse, die als ,,Marktver­
einigungen" bezeichnet werden, Verboten und daher

W enig glücklich ist der Versuch von Dr. Curt Fischer, die 
Zweckm äßigkeit des Josten'scäien Entwurfes dadurch zu bew eisen, 
daß er die Unzwedcmäßigkeit eines früheren nur unter den V er­
hältn issen  der unm ittelbaren N adikriegszeit entstandenen G esetz­
entw urfes darlegt. („Sicherung des Leistungsw ettbew erbs im Rechts­
staat" in  Der V olksw irt Nr. 24/49).
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nichtig sollen Marktvereinigungen sein, welche die 
wirtschaftliche Handlungsfreiheit ,der Vertragschlie­
ßenden oder Außenstehenden ungebührlich behindern 
oder in einer W eise wirken, die den Tatbestand der 
Preistreiberei bilden könnte.
Andere Marktvereitligungen sind entsprechend der 
Kartell-VO von 1923 -.an die Schriftform gebunden 
und können erst nach Eintragung in das Register der 
Marktvereinigungen in Wirksamkeit gesetzt werden. 
Zur Sicherung der Öffentlichkeit sollen (gleichfalls in 
Übereinstimmung mit der Kartell-VO) ehrenwörtliche 
und ähnliche Versicherungen die Nichtigkeit der V er­
einbarung nach sich ziehen.
Der Tatsache Rechnung tragend, daß .im gegenwärti­
gen Zeitpunkte in Deutschland praktische Erfahrun­
gen auf dem Kartellgebiete nicht vorliegen und daher 
die Weiterentwicklung abgewartet und — wie im eng­
lischen Rechte —  zur Grundlage der rechtlichen Rege­
lung gemacht werden sollte, will der Entwurf des 
Westdeutschen Institutes für Wirtschaftsforschung die 
Sicherung gegen Kartellmißbräuche den ordentlichen 
Gerichten in der W eise überlassen, daß die jeweils 
Geschädigten auf Schadenersatz und Unterlassung zu 
klagen hätten. Um ein Ausweichen aus formellen 
Gründen auszuschließen, sind Bestimmungen über 
verantwortliche Geschäftsführung und Schadenersatz­
pflicht juristischer Personen vorgesehen. Der ursäch­
liche Zusammenhang zwischen einer Schädigung und 
der Tätigkeit einer Marktvereinigung könnte durch 
die Öffentlichkeit des Registers der Marktvereinigun­
gen dargetän werden. Kontrahierungszwang wird 
nur für Dienstleistungen vorgeschlagen, sofern für 
diese allgemeine Geschäftsbedingungen durch eine 
Marktvereinigung festgesetzt sind, somit (wie z. B. im 
Speditionsgewerbe) eine ähnliche Lage wie bei den 
öffentlichen Eisenbahnen besteht.
Die eingehenden Beratungen der zuständigen Abtei­
lung des Bundeswirtschaftsministeriums unter Hinzu­
ziehung von Sachbearbeitern aus den Ländern, haben 
zu dem Entwurf Dr. Günther — Dipl.-Volkswirt 
Petrick —  Dr. Sievers geführt, der zwar noch nicht 
endgültig feststeht, aber in seinen Grundzügen eine 
Regelung bietet, die sich bewähren dürfte.
Äußerlich gesehen, könnte der Entwurf als ein „Kom­
promiß" angesehen werden: Er sieht ein grundsätz­
liches Verbot der „Wirtschaftsbindungen" vor, von 
dem Ausnahmen durch eine Bundeskommission be­
willigt werden können. Zulässige Wirtschaftsbindun­
gen sollen in ein öffentliches Register eingetragen 
werden. Für marktbeherrschende Unternehmen wird 
die Einführung des bereits erwähnten Kontrahierungs­
zwangs erwogen.
Man würde jedoch dem Entwurf nicht gerecht werden, 
wenn man ihn nur oberflächlich nach der Ähnlichkeit 
einzelner Bestimmungen mit anderen Entwürfen be­
urteilte und die eigene Grundlinie übersähe: Ab­
sprachen jeder Art, jedes gemeinsame Zusammen­
wirken sowie einseitige Maßnahmen, deren Zweck

oder Wirkung in einer wesentlichen Beschränkung des 
Wettbewerbs besteht, sollen verboten sein. Die Ab­
grenzung dessen, was als wesentliche oder wirkliche 
Beschränkung des Wettbewerbs anzusehen ist, bedarf 
offenbar noch eingehender Erwägung. Die Bundes­
kommission, die Trägerin der Kartellaufsicht sein soll, 
ist nicht als eine Polizeibehörde mit Gestapo-Befug­
nissen gedacht, sondern soll ähnlich den Gerichten 
organisiert werden und in Senaten entscheiden. Gegen 
die Entscheidungen soll Rechtsbeschwerde an den 
Obersten Gerichtshof zulässig sein. Zuwiderhandlun­
gen gegen das Gesetz oder Anordnungen der Bundes­
kommission sollen durch die ordentlichen Gerichte 
verfolgt werden.
Bedenken bestehen gegen den hier ähnlich wie im 
Josten'schen Entwurf vorgeschlagenen ,,Kontrahie­
rungszwang". Wenngleich er auch durch außer­
halb des Nachfragenden liegende „wichtige Gründe" 
ausgeschlossen werden soll, werden andererseits die 
Bedenken dadurch verschärft, daß die Eintragung der 
sogenannten marktbeherrschenden Unternehmen in 
das Register für Marktregelungen vorgeschlagen 
wurde.
Da die marktbeherrschenden Unternehmen verpflich­
tet sein würden, „ihre Betriebsverhältnisse und ihren 
Absatz so zu gestalten, daß die bestmögliche V er­
sorgung des Marktes gewährleistet ist" und hierzu 
besondere Auflagen durch die Bundeskommission 
über Preisstellung, Kostenrechnungsgrundsätze und 
allgemeine Geschäftsbedingungen möglich sein sollen, 
würde die Eintragung in das Register für ein „markt­
beherrschendes Unternehmen" eine Art Diskriminie­
rung bedeuten. Schließlich verfügt jeder Hersteller 
irgendwelcher Spezialerzeugnisse über eine Monopol­
stellung, und es ist nicht gerechtfertigt, die Hersteller 
solcher Spezialerzeugnisse, die für unseren Export von 
ausschlaggebender Bedeutung sind, als einer beson­
deren Aufsicht bedürftig zu kennzeichnen. Hier findet 
sich neuerdings, wenn auch in wesentlich abgeschwäch­
ter Form, der Gedanke, daß wirtschaftliche Macht 
oder eine Monopolstellung im Markte ohne weiteres 
bedenklich ist.
An sich ist jedoch weder eine Monopolstellung, noch 
der ungehemmte Wettbewerb gut oder böse. Die Aus­
wirkungen auf die Gesamtwirtschaft und demnach die 
soziale Bedeutung von Marktpositionen und Markt­
formen können sich vielmehr nur aus ihrer jeweiligen 
Handhabung ergeben. Es wäre daher dringend zu 
wünschen, daß die deutsche Kartellgesetzgebung nicht 
theoretische Marktformen bekämpft, sondern den 
Nachteilen vorzubeugen sucht, die sich durch Miß­
brauch im einzelnen Falle ergeben können. Hierdurch 
würde die deutsche Kartellgesetzgebung nicht nur den 
Zusammeiihang mit ihrer früheren Entwicklung, son­
dern auch mit dem englischen und französischen 
Recht und —  zwar nicht in der Form, aber in der 
praktischen Handhabung auf weite Sicht —  mit der 
amerikanischen Kartellpolitik herstellen.
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Summary: C o n d i t i o n s  a n d
m o t i v e s  o f  a m o n o p o l y  
l e g i s l a t i o n  i n  G e r m a n y .  
The demand for a transformation 
of the German cartel law is not a 
result of the economic evolution 
but the consequence of the necess­
ity to replace the provisional 
regulation of the M ilitary Govern­
ments by an order adapted to 
peaceful conditions. This is the 
reason why those who try to 
deduce the urgency of an anti- 
monopoly law from economic reas­
ons, in the end rest on theoretical 
considerations. The theoretical and 
economic-political influences which 
played a decisive part in the forma­
tion of the German drafts for 
a monopoly legislation, are shown. 
The existing German drafts are 
characterized according to the con­
ceptions on which they are based, 
viz.; the Josten draft, the draft 
of the W est German Institute for 
Economic Research, and Günther 
Patrick Sievers' draft. As a re­
sult of the investigation of the 
motives which fornj the basis of 
the German cartel law the demand 
is made that the German cartel 
law should not combat theoretical 
forms of market but prevent the 
disadvantages which may result 
from abuse in individual cases.

Résumé: L e s  c a r t e l s  e n A l l e -  
m a g n e ;  s u p p o s i t i o n s  e t  
m o t i f s  p o u r  u n  r è g l e m e n t  
p a r  v o i e  l é g a l e .  La revendi­
cation d'une réforme du droit des 
cartels allemands ne s'explique pas 
par le développement économique 
mais par la nécessité de remplacer 
le règlement provisoire, dicté par 
le Gouvernement Militaire, par une 
législation adaptée aux conditions 
de vie normalisées. En conséquence 
de ces données même ceux des 
adhérents d'une loi anti-monopo­
liste qui insistent sur l'urgence 
d'une telle loi pour dès raisons 
économiques partent finalement des 
réflexions purement théoriques. 
L'auteur fait ressortir les considé­
rations théoriques et politico-écono- 
miques qui servent de base aux 
projets de lois de provenance 
allemande. L'analyse des projets 
de Josten, de celui du W estdeut­
sches Institut für W irtschaftsfor­
schung (Institut pour recherches 
économiques de l'Allemagne occi­
dentale) et du projet de Günther- 
Patrick-Sievers revèle des concep­
tions différentes. L'examen des 
motifs pour un nouveau règlement 
légal des cartels aboutit dans la 
conclusion que celui-ci ne devrait 
pas attaquer des formes de marché 

/ théoriques mais prévenir plutôt les 
désavantages que des abus pour­
raient entraîner.

Resumen: ' L a s  c o n d i c i o n e s  y  
l o s  m o t i v o s  d e  u n a  l e g i s ­
l a c i ó n  s i n d i c a l  e n  A l e ­
ma n i a .  La demanda de una refor­
mación de la ley sindical alemana 
no es una consecuencia del desen­
volvimiento económico, sino se 
desprende de lá necesidad de susti­
tuir la regulación provisional for­
mulada por los gobiernos militares, 
por un orden adecuado para con­
diciones pacíficas. De aquí resulta, 
que también los que deducen de 
causas económicas la urgencia de 
una ley antimonopolizadora, al fin 
y al cabo estriban en considera­
ciones teóricas. Se destacan las 
influencias teóricas y politico­
económicas que han desempeñado 
un papel decisivo en la formación 
de los anteproyectbs para una 
legislación sindical. A continua'- 
ción se caracteriza, según las con­
cepciones que forman su base, los 
existentes anteproyectos alemanes, 
a saber, el anteproyecto Josten, el 
anteproyecto del Instituto de la 
Alemania Occidental para la In­
vestigación Económica, y  el ante­
proyecto por Günther Patrick Sie­
vers. De un estudio de los motivos 
sobre los que descansa la legis­
lación sindical alemana, se deduce 
la exigencia de que la legislación 
sindical alemana no combata formas 
teóricas de mercado sino tome 
prevención contra las desventajas 
que puedan resultar del abuso en 
casos aislados.
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